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Die Zunahme des Wohlstandes in der 
Schweiz beruht auf einem überdurchschnitt-
lich arbeitsintensiven Wirtschaftswachstum. 
Während in der Nachkriegszeit bis 1973 ein 
Zuwachs des BIP um 1% im Jahresdurch-
schnitt mit einem Anstieg der Erwerbstätig-
keit um knapp 0,4% einherging (im Vergleich 
dazu: BE 0,1; F 0,1; DE 0,2; NL 0,2; UK 0,2; 
USA 0,4), waren es seit 1973 0,6% (BE 0,2; F 
0,2; DE 0,2; NL 0,5; UK 0,1; USA 0,5). Die 
Arbeitsintensität des Wachstums erreichte 
über das letzte Jahrzehnt mit 0,8% beinahe 
wieder den Höchstwert von 0,9% der 1980er- 
Jahre. Eine hohe Arbeitsintensität bedeutet 
ein Wachstum in die Breite. Ein Wachstum in 
die Tiefe wäre demgegenüber durch hohe 
Produktivitätssteigerungen geprägt, die wohl 
auch mit einer geringeren Arbeitskräftenach-
frage einher ginge. Trotz des Wachstums in 
die Breite ist es der Schweiz gelungen, sich zu 
einem der reichsten Länder der Welt zu ent-
wickeln, wenn man das BIP pro Kopf der Be-
völkerung als Mass für den Wohlstand nimmt. 
Insbesondere erlaubte dieses Wachstum in 
die Breite dank der hohen Arbeitsmarktparti-
zipation allen Bevölkerungsschichten am zu-
sätzlich geschaffenen Wohlstand zu partizi-
pieren. In Anbetracht des erreichten 
Wohlstandsniveaus war und ist das spezifisch 
schweizerische Wachstumsregime durchaus 
erfolgreich.

Hohe Arbeitskräftenachfrage

Die hohe Arbeitsintensität des Wirt-
schaftswachstums generiert naturgemäss ei-
ne hohe Arbeitskräftenachfrage, die durch 
das einheimische Arbeitskräfteangebot nicht 
mehr gedeckt werden kann. Die hohe Zu-
wanderung ist weniger eine Folge davon, dass 
viele Ausländer in die Schweiz zu kommen 
wünschen (Zuwanderungsdruck), sondern 
resultiert aus einer hohen Arbeitskräftenach-
frage (Sogwirkung des Arbeitsmarktes). Die 
seit Einführung des Personenfreizügigkeits-
abkommens nachfragegesteuerte Zuwande-
rung hat bislang zu keinen nennenswerten 
negativen Auswirkungen am Arbeitsmarkt 
geführt. Die jahresdurchschnittliche Arbeits-
losigkeit ist während der Finanzmarktkrise 
stets unter 4% geblieben, während sie im 
OECD-Durchschnitt deutlich über 8% ge-
stiegen ist. Ebenso konnten keine systema-

tisch negativen Effekte der Zuwanderung  
bezüglich der Lohnentwicklung festgestellt 
werden. Die Lohnsumme insgesamt und pro 
Erwerbstätigen ist real seit Einführung der 
Personenfreizügigkeit im Jahr 2002 nicht 
langsamer gewachsen als früher; der Anteil 
des Arbeitseinkommens am Gesamteinkom-
men ist stabil geblieben, und die Verteilung 
des Lohnwachstums war über die verschie-
denen Lohnsegmente recht ausgeglichen.

Bauinvestitionen stagnieren

Die Produktion in der Schweiz profitiert 
mit der Personenfreizügigkeit heute von einer 
hohen Vermehrbarkeit des Faktors Arbeit, der 
ausserdem über das gesamte Qualifikations-
spektrum reichlich vorhanden ist. Als den 
Wachstumsprozess limitierender Faktor er-
weist sich zunehmend der Immobilienmarkt, 
auf welchem sich nach Regionen differenziert 
mehr oder weniger starke Verknappungsphä-
nomene mit entsprechenden Preissteigerun-
gen bemerkbar machen. Da die Bauinvestiti-
onen heute real gerechnet auf demselben Ni-
veau wie 1990 liegen und die Zahl der neu er-
stellten Wohnungen seit den 1980er-Jahren 
bei jährlich knapp 40 000 Einheiten stagniert, 
ist dies nicht weiter erstaunlich. Die Bauin-
vestitionen haben bislang kaum auf das zu-
wanderungsbedingte Bevölkerungswachstum 
reagiert. Bleiben daher höhere Bauinvestitio-
nen weiterhin aus, könnte dies nicht nur zu 
weiteren Verknappungserscheinungen mit in-
flationären Tendenzen am Immobilienmarkt 
führen, sondern es könnte dadurch auch die 
bislang hohe politische Akzeptanz der Perso-
nenfreizügigkeit und der damit verbundenen 
Zuwanderung erodieren. Ein solcher Stim-
mungsumschwung würde das Wachstumspo
tenzial der Schweiz nachhaltiger einschrän-
ken, als der chronische Mangel an adäquat 
qualifizierten Arbeitskräften zu Zeiten vor der 
Personenfreizügigkeit mit der EU/EFTA (Eu-
ropäischen Freihandelsassoziation). Mit einer 
Nettoinvestitionsquote von gegenwärtig unter 
5% und seit gut zwanzig Jahren laufend sin-
kendem Anteil der Bruttoinvestitionen am 
BIP muss es nun in der Schweiz selber wieder 
zu einem Investitionsschub kommen. In einer 
alternden Gesellschaft, die eher dem Konsum 
Priorität beimisst, ist dies allerdings zugege-
benermassen schwierig.� m
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